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II. Weitere Änderungen 

1 - Fahrtkostenzuschüsse, Job-Ticket (§ 3 Nr. 34 EStG) (Steuerpflicht, Pauschalierungsmög-
lichkeit, Bescheinigungspflichten) 

Die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 34 EStG (Zuschüsse des Arbeitgebers zu den Aufwendungen 
des Arbeitnehmers für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln im Linienverkehr, auch entsprechende unentgeltliche oder verbilligte Nutzung und 
sog. Job-Ticket) ist weggefallen.  
R 21b LStR ist damit ab 2004 überholt. 
 
Derartige Vorteile sind demnach grundsätzlich steuerpflichtig. Ein geldwerter Vorteil ist nicht 
anzunehmen, wenn der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern ein sog. Job-Ticket für Fahrten zwi-
schen Wohnung und Arbeitsstätte mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu dem mit dem Verkehrs-
träger vereinbarten Preis eines Job-Tickets überlässt (die Tarifermäßigung des Verkehrsträgers 
für das Job-Ticket gegenüber dem üblichen Endpreis ist also kein geldwerter Vorteil). Der zu 
versteuernde geldwerte Vorteil ist der Preis für das Job-Ticket abzüglich Zahlbetrag des Arbeit-
nehmers. 
 
Überlässt der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern solche Job-Tickets für Fahrten zwischen Woh-
nung und Arbeitsstätte mit öffentlichen Verkehrsmitteln unentgeltlich oder verbilligt, so kommt 
die Anwendung von § 8 Abs. 2 Satz 9 EStG in Betracht. Danach bleiben Sachbezüge außer An-
satz, wenn die sich nach Anrechnung der vom Arbeitnehmer gezahlten Entgelte ergebenden 
Vorteile insgesamt 44 Euro im Kalendermonat nicht übersteigen (monatliche Freigrenze). Bei 
der Freigrenze sind andere Sachbezüge zu berücksichtigen; liegen solche nicht vor, so scheidet 
die Anwendung der Vorschrift gleichwohl aus, wenn der geldwerte Vorteil für den Sachbezug 
Job-Ticket allein 44 Euro überschreitet (dann ist also der gesamte Sachbezug Job-Ticket steu-
erpflichtig). Gilt das Job-Ticket für einen längeren Zeitraum (z.B. Jahresticket), so fließt der 
Vorteil insgesamt bei Überlassung des Job-Tickets zu.  
 
Bei Arbeitnehmern eines Verkehrsträgers kann der Vorteil aus der Nutzung der öffentlichen 
Verkehrsmittel im Rahmen des § 8 Abs. 3 EStG (Rabattfreibetrag) steuerfrei bleiben.  
 
Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer für diese nunmehr steuerpflichtigen - zusätzlich zum oh-
nehin geschuldeten Arbeitslohn geleisteten - Fahrtkostenzuschüsse für Fahrten zwischen Woh-
nung und Arbeitsstätte mit öffentlichen Verkehrsmitteln und etwaige geldwerten Vorteile bei 
Job-Tickets sowie etwaige den Rabattfreibetrag (§ 8 Abs. 3 EStG) übersteigende geldwerte 
Vorteile nach § 40 Abs. 2 Satz 2 EStG mit 15 % pauschal erheben. Die Regelung in R 127 Abs. 
5 Satz 4 LStR, wonach bei Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel im Linienverkehr eine Pau-
schalierung nicht in Betracht kommt, ist durch die Gesetzesänderung überholt. Die Pauschalie-
rung ist auf den Betrag beschränkt, den der Arbeitnehmer als Werbungskosten geltend ma-
chen könnte, wenn die Bezüge nicht pauschal besteuert würden (§ 40 Abs. 2 Satz 2 EStG). Da 
die tatsächlichen Fahrtkosten für öffentliche Verkehrsmittel nach § 9 Abs. 2 Satz 2 EStG 
grundsätzlich in voller Höhe als Werbungskosten abziehbar sind, können sie in voller Höhe 
pauschaliert werden. Der Arbeitgeber braucht also die Höhe der Entfernungspauschale nicht zu 
ermitteln, da für Fahrtkosten öffentlicher Verkehrsmittel die Begrenzung durch die Entfer-
nungspauschale für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 
EStG nicht eingreift.  

Die etwaigen steuerfreien Sachbezüge (§ 8 Abs. 2 Satz 9 EStG - Job-Ticket - oder § 8 Abs. 3 
EStG - Verkehrsträger -) und die etwaigen pauschal besteuerten Arbeitgeberleistungen sind 
auf die Entfernungspauschale für Wege zwischen Wohnung und Arbeitsstätte anzurechnen (§ 
3c EStG - Job-Ticket -, § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 Satz 5 EStG - Verkehrsträger -, § 40 Abs. 2 
Satz 3 EStG - pauschal besteuerte Beträge -). Daher sind die etwaigen steuerfreien Bezüge in 
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der Lohnsteuerbescheinigung einzutragen (§ 41b Abs. 1 Nr. 6 EStG), ebenso die pauschal be-
steuerten Arbeitgeberleistungen (§ 41b Abs. 1 Nr. 7 EStG). Wenn der Arbeitnehmer bei einem 
Verkehrsträger beschäftigt ist, so ist der Sachbezug mit dem Preis anzusetzen, den ein dritter 
Arbeitgeber (Nichtverkehrsträger) an den Verkehrsträger (z.B. für ein Job-Ticket) zu entrichten 
hätte (§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 Satz 5 zweiter Halbsatz EStG). 

2 - Entfernungspauschalen (§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 und 5 EStG) (Absenkung, Sammelbeförde-
rung, Bescheinigungspflichten) 

Die Entfernungspauschale für Wege zwischen Wohnung und Arbeitsstätte und die Entfernungs-
pauschale bei doppelter Haushaltsführung betragen einheitlich für jeden vollen Entfernungski-
lometer 0,30 Euro. Der jährliche Höchstbetrag der Entfernungspauschale für Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte beträgt 4.500 Euro. Wie bisher gilt dieser Höchstbetrag nicht, so-
weit der Arbeitnehmer einen eigenen oder ihm zur Nutzung überlassenen Kraftwagen benutzt.  
Durch die Absenkung der Entfernungspauschale auf 0,30 Euro verringert sich auch der Betrag, 
der vom Arbeitgeber bei Zuschüssen zu den Aufwendungen des Arbeitnehmers für Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mit einem Kraftwagen pauschal versteuert werden kann 
(§ 40 Abs. 2 Satz 2 EStG).  
 
Für Strecken mit einer steuerfreien Sammelbeförderung durch den Arbeitgeber für Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte nach § 3 Nr. 32 EStG gilt die Entfernungspauschale nicht 
mehr (§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 Satz 3 EStG). Damit die Finanzverwaltung diesen Sachverhalt 
erkennen kann, hat der Arbeitgeber in der Lohnsteuerbescheinigung bei unentgeltlicher oder 
verbilligter Sammelbeförderung den Großbuchstaben F zu bescheinigen (§ 41b Abs. 1 Nr. 9 
EStG). Flugstrecken sind bei den Entfernungspauschalen wie bisher ausgenommen (§ 9 Abs. 1 
Satz 3 Nr. 4 Satz 3 EStG - Wege zwischen Wohnung und Arbeitsstätte - und § 9 Abs. 1 Satz 3 
Nr. 5 EStG - doppelte Haushaltsführung -).  
 
Auf die Entfernungspauschale für Wege zwischen Wohnung und Arbeitsstätte sind steuerfreie 
und pauschal besteuerte Arbeitgeberleistungen anzurechnen und zu bescheinigen (siehe Tz. II 
1. letzter Absatz).  
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III. Steuerabzugsverfahren 

7. Bescheinigungspflichten (§ 41b EStG) 

In der Lohnsteuerbescheinigung gab es bisher Pflichtbescheinigungen und freiwillige Bescheini-
gungen (wie z.B. Arbeitnehmeranteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag, R 135 Abs. 7 LStR 
und die entsprechenden Vordrucke). Die Gruppe der freiwilligen Bescheinigungen ist weggefallen 
und - automationsgerecht - zu Pflichtbescheinigungen geworden (Erweiterung der Aufzählung in § 
41b Abs. 1 Satz 2 EStG). R 135 Abs. 7 LStR ist damit durch Gesetzesänderung überholt.  
 
Auf folgende Änderungen wird besonders hingewiesen: 

• amtlicher Schlüssel der Gemeinde, die die Lohnsteuerkarte ausgestellt hat (§ 41b Abs. 1 Nr. 
1 EStG). Der amtliche Gemeindeschlüssel ist auch im Lohnkonto einzutragen (§ 4 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 LStDV i.d.F. StÄndG 2003,  

• der Großbuchstabe S, wenn der sonstige Bezug nach § 39b Abs. 3 Satz 2 EStG versteuert 
wurde (§ 41b Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 EStG),  

• die auf die Entfernungspauschale anzurechnenden steuerfreien Arbeitgeberleistungen für 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte und die pauschal besteuerten Arbeitgeberleis-
tungen für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte (§ 41b Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 und 7 
EStG, Tz. II 1. und 2.), 

• der Großbuchstabe F bei steuerfreier Sammelbeförderung (§ 41b Abs. 1 Satz 2 Nr. 9 EStG, 
Tz. II 2.),  

• die nach § 3 Nrn. 13 und 16 EStG steuerfrei gezahlten Verpflegungszuschüsse und Vergü-
tungen bei doppelter Haushaltsführung (§ 41b Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 EStG; nach der Einlei-
tung in § 41b Abs. 1 Satz 2 EStG ist „Auf Grund der Eintragungen im Lohnkonto“ zu be-
scheinigen, so dass eine Bescheinigung nicht zwingend ist, wenn das Betriebsstättenfinanz-
amt nach § 4 Abs. 2 Nr. 4 Satz 2 LStDV eine andere Aufzeichnung als im Lohnkonto zuge-
lassen hat),  

• die nach § 3 Nr. 62 steuerfrei gezahlten Zuschüsse zur freiwilligen Kranken- und Pflegever-
sicherung (§ 41b Abs. 1 Satz 2 Nr. 11 EStG), 

• der Arbeitnehmeranteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag (§ 41b Abs. 1 Satz 2 Nr. 12 
EStG). 

 
Dabei ist der Großbuchstabe S in der Zeile 3 der Lohnsteuerbescheinigung vor dem Arbeitslohn zu 
vermerken, der Großbuchstabe F in der Zeile 17 (vgl. BMF-Schreiben vom 21.10.2003 BStBl I S. 
559 zur Besonderen Lohnsteuerbescheinigung für das Kalenderjahr 2004).  
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